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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf ans BWO. 

 
Begründung 
Der Regierungsrat bezieht in seinem Schreiben an das BWO Stellung zu den 
vom Bundesrat vorgeschlagenen mietzinsdämpfenden Massnahmen. Der 
Regierungsrat ist der Ansicht, dass die Massnahme der Ergänzung des Miet-
zinserhöhungsformulars um die möglichen Einwände zum übersetzten Ertrag 
und der orts- und quartierüblichen Mietzinse eine unübliche Verpflichtung 
darstellt, deren Mehrwert als mietzinsdämpfende Massnahme minimal er-
scheint. Das vorgeschlagene Verbot der pauschalen Berücksichtigung von 
Kostensteigerungen würde die Lösungssuche zwischen den Mietparteien 
einschränken. Bezüglich Anpassungen beim Teuerungsausgleich und zur 
Transparenz im Anfangsmietzinsformular folgt der Regierungsrat dem Vor-
schlag des Bundesrates und befürwortet die Massnahmen. 
  

                                                                                            
 

 


